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Auf Grund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung vom 25. Februar 1952 (GVBI. S. 11) in
Verbindung mit § 3 der Hessischen Bauordnung vom 06. Juli 1957 (GVBI. S. 101), § 9 des
Aufbaugesetzes vom 25. Oktober 1948 (GVBI. S. 139) und der 8§ 2 (3) und 5 der Verordnung Uber
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Teil I:
Allgemeines

Abschnitt 1:
Bauleitplane

& 1 Flachennutzungsplan (8 3 AG)

Der Flachennutzungsplan® der Stadt Eschwege unterteilt die nicht fiir Bauzwecke vorgesehenen Flachen
insbesondere in Flachen fir

landwirtschaftliche Nutzung,

Forstwirtschaftliche Nutzung,

Kleingarten,

Erwerbsgartnereien,

offentliche Griinanlagen zur Erholung und kérperlichen Ertiichtigung sowie in als
,»hicht bebaubar* bezeichnete Sonderflachen z. B. Naturschutzgebiet, Landschafts-
schutzgebiet, Uberschwemmungsgebiet, Wassergewinnungsflache und Grabeland.

8§ 2 Baugebietsplan (8 5 AG)

Der Baugebietsplan® der Stadt Eschwege unterteilt das Stadtgebiet in Baugebiete und AuBengebiete. Als
Baugebiete sind ausgewiesen:

Landwirtschaftliche Siedlungsgebiete (LW)-Gebiete
Reine Wohngebiete (RW)-Gebiete
Allgemeine Wohngebiete (AW)-Gebiete
Gemischte Gebiete (MI)-Gebiete
Gewerbegebiete (GW)-Gebiete?

& 3 Generalbebauungsplan (8 4 AG)

Im Generalbebauungsplan® der Stadt Eschwege sind Flachen fir Gebaude und Anlagen, die fiir die
Allgemeinheit bestimmt sind, ausgewiesen.

! die jeweils gultigen Bauleitplane kénnen im Stadtplanungsamt (Rathaus) eingesehen werden
2 dazu zahlen auch Industriegebiete
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§ 4 Bebauungsplan

Soweit durch einen Bebauungsplan® eine andere Regelung getroffen wird, als es die folgenden
Bestimmungen vorschreiben, haben die Ausweisungen des Bebauungsplanes den Vorrang.

§ 5 Baunutzungstafeln

Die dieser Satzung angefuigten Baunutzungstafeln (Anlage 1) sind Bestandteil dieser Satzung. Sie
enthalten Angaben Uber die Benutzungsart und Ausnutzbarkeit, Hochsttiefe und MindestgroRe der
Grundstiicke, die Bauweise, die Bautiefen, den Umfang der Grundstiicksfreiflache, den Bauwich, die
Bauwerks- und Grenzabstande, die zuldssige Hohe der vorderen Gebdude und die Zuldssigkeit
rickwartiger Gebaude.

Teil 11:
Bebaubarkeit, Benutzungsart und bauliche Ausnutzbarkeit der
Grundstticke

Abschnitt 1:
Bebaubarkeit

§ 6 Zuganglichkeit der Grundstticke

(1) Die nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 der Hess. Bauordnung (HBO) erforderliche Zufahrt zum Baugrundstiick
muss jederzeit in einem Verkehrsraum von 3,00 m Mindestbreite und 3,20 m Mindesthéhe befahrbar
sein.

(2) Anstelle der Zufahrt kann ein Zugang zugelassen werden, wenn

a) der Zugang keine groRere Lange als 50 m hat und einen Verkehrsraum von 1,50 m Mindestbreite
und 2,50 m Mindesthohe besitzt und

b) auf dem Grundsttick Gebaude errichtet werden, die nicht mehr als 3 Vollgeschosse und nicht
mehr als 10 m Traufhohe erhalten und

c) die Zufahrt zu den nach 88 2 und 3 der Verordnung Uber Garagen und Einstellplatze (RGaO) in
Verbindung mit § 22 dieser Satzung erforderlichen Einstellplatzen gesichert ist.

% Die jeweils giiltigen Bauleitplane kénnen im Stadtplanungsamt (Rathaus) eingesehen werden
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§ 7 MindestgrofRen

Ein Baugrundstiick entspricht dann der Anforderung an die MindestgroRe im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 4
HBO, wenn es die in den Baunutzungstafeln enthaltenen MindestmaRe nicht unterschreitet.

§ 8 Offentliche Gebaude und Anlagen

Auf den im Generalbebauungsplan ausgewiesenen Flachen fir Gebdude und Anlagen, die fir die
Allgemeinheit bestimmt sind, und auf den im Bebauungsplan ausgewiesenen Grundstiicken fiir
offentliche Zwecke dirfen Bauwerke nur errichtet oder erweitert werden, wenn sie dem in den Plénen
angegebenen Zweck entsprechen.

§ 9 Weitergehende Beschrankungen der Bebaubarkeit im AuRengebiet*

(1) Auf Flachen, die im Flachennutzungsplan als ,,nicht bebaubar“ ausgewiesen sind, diirfen Bauwerke®
nicht errichtet oder erweitert werden, es sei denn, sie denen dem 6ffentlichen Interesse oder
beeintrachtigen nicht die mit der Ausweisung dieser Flache verfolgten Planungsabsichten.

(2) Auf Flachen, die im Flachennutzungsplan flr erwerbsgértnerische Zwecke ausgewiesen sind, diirfen
nur Bauwerke errichtet werden, die diesen Zwecken dienen.

(3) Auf Flachen, die im Flachennutzungsplan als Kleingartengelédnde ausgewiesen sind, dirfen nur
Bauwerke errichtet werden, die der kleingartenmaRigen Nutzung dienen, mit Ausnahme der
Gemeinschaftsanlagen dirfen Bauwerke keine groRere Grundflache als insgesamt 15 gm und keine
grolRere Hohe als 3 m erhalten.

# Beachte weitere Beschrénkungen der Bebaubarkeit in 4, 5 HBO, § 3 Bauregelungsverordnung
° Begriffsbestimmungen gesetzlich geregelt in § 2 HBO
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Abschnitt 2:
Benutzungsart und Ausnutzbarkeit (Bauklassen und Hochsttiefe)

§ 10 Benutzungsart

Die in den einzelnen Baugebiete zuldssigen Bauwerke und Grundstliicksnutzungen sind in den
Baunutzungstafeln festgesetzt. Ist die Zuldssigkeit von Bauwerken und Nutzungen bereits in der
Hessischen Bauordnung bestimmt, so ist hierauf in den Baunutzungstafeln durch die in Klammern
gesetzte Bezeichnung ,,HBO*“ hingewiesen; insoweit sind diese Bestimmungen nicht Inhalt dieser
Satzung.

§ 11 Bauklassen

(1) Den in dem Baugebietsplan ausgewiesenen Baugebieten sind Bauklassen zugeordnet, die in den
Baunutzungstafeln angegeben sind. Geschosszahl, Flachenziffer® und Baumassenziffern® sind firr die
Bauklassen in den Baunutzungstafeln festgesetzt.

(2) Werden einem Bebauungsplan Bauklassen zugeordnet, so sind Geschosszahl und Flachenziffer oder
Baumassenziffer in ihm einzutragen. Die Geschosszahl ist in einer romischen Ziffer, die
Flachenziffer als Dezimalbruch, die Baumassenziffer als arabische Ziffer anzugeben.

§ 12 Hochsttiefe

(1) Grundstiicke sind nur innerhalb einer Hochsttiefe Baugrundstucke.

(2) Flachen hinter der Hochsttiefe werden bei der Ermittlung des Umfanges der baulichen Ausnutzbarkeit
der Grundstuicke und der Ermittlung der Grundstiicksfreiflachen nicht angerechnet. Soll ein groRerer
zusammenhé&ngender Bereich von einem Bauherrn oder von mehreren Bauherrn gemeinsam nach
einem Gesamtplan bebaut werden, kdnnen Ausnahmen zugelassen werden. Sind im Bebauungsplan
die Grenzen der Baugrundstiicke festgesetzt, so sind nur die innerhalb dieser Grenzen liegenden
Flachen anrechenbar.

(3) Die Hochsttiefe wird von der StraBenfluchtlinie oder in Ermangelung einer StraRenfluchtlinie von der
Grenze des aufschlieenden 6ffentlichen Weges aus gemessen.

(4) Die Hochsttiefen sind fir die Bauklassen in den Baunutzungstafeln festgesetzt.

% vgl. § 19 (1) HBO
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Teil 111

Lage, Stellung und Hohe der Bauwerke, Freiflachen,
Einfriedigungen

Abschnitt 1:
Bauweise

8 13 Ausweisung im Baugebietsplan

Im Baugebietsplan sind Gebiete der geschlossenen und der offenen Bauweise ausgewiesen, die sich mit
den Bauklassenbereichen decken. Die Gebiete der offenen Bauweise sind mit dem Buchstaben o, die
Gebiete der geschlossenen Bauweise mit dem Buchstaben g gekennzeichnet. In den Aufengebieten
finden die Vorschriften ber die offene Bauweise Anwendung, soweit die Errichtung von Bauwerken
zuldssig ist.

8 14 Geschlossene Bauweise

In den Gebieten der geschlossenen Bauweise sind die Vordergebdude von der einen seitlichen
Grundstlicksgrenze bis zur anderen seitlichen Grundstlicksgrenze zu errichten. Ausnahmen konnen
zugelassen werden, wenn der Bauwerksabstand zu Vordergebduden des Nachbargrundstiicks gesichert
ist. Ist auf dem Nachbargrundstiick ein voraussichtlich noch langfristig bestehendes Vordergebdude mit
seitlichem Grenzabstand vorhanden oder ist auf dem Nachbargrundstiick ein Anbau an der gemeinsamen
Grenze aus baurechtlichen Grinden nicht mdéglich, so hat auch das geplante Vordergebdude den
Grenzabstand einzuhalten. Bei schiefwinklig geschnittenen Grundstiicken kann zur Erzielung
rechtwinkliger Baukorper die Einhaltung des Grenzabstandes gefordert werden.

§ 15 Offene Bauweise

(1) In den Gebieten der offenen Bauweise mussen die Vordergebdude Abstand zu den seitlichen
Grundstiicksgrenzen halten. Der Anbau an gemeinsamer seitlicher Grundstiicksgrenze kann far
Doppelhduser und Gebaudegruppen zugelassen oder verlangt werden, falls die anschlieende
nachbarliche Bebauung gesichert ist.

(2) Geb&ude und Gebdudegruppen durfen bis zu 2 Vollgeschossen nicht langer als 50 m, bei mehr als 2
Vollgeschossen nicht langer als 70 m sein; dies gilt nicht in den Gewerbegebieten.

(3) Grenzt auf dem Nachbargrundstiick ein bestehendes VVordergebaude mit einer Brandwand an die
seitliche Grundstilicksgrenze, so ist das neue Vordergebaude an diese Wand anzuschliel3en;
Ausnahmen konnen zugelassen werden.
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§ 16 Bauweise fir rickwartige Gebaude

(1) Ruckwartige Gebaude sind sowohl in den Gebieten der geschlossenen als auch der offenen Bauweise
nicht an die Grundstiicksgrenzen zu bauen.

(2) Es kann verlangt oder zugelassen werden, dass gleichartige riickwartige Bauwerke auf der
gemeinsamen Grundstiicksgrenze aneinandergebaut werden. Zur Verdeckung von Brandwénden kann
ebenfalls der Anbau an der Grenze verlangt oder zugelassen werden.

(3) Durch den Grenzanbau riickwaértiger Bauwerke soll der Zusammenhang der riickwartigen
notwendigen Grundstucksfreiflache nicht unterbrochen werden.

Abschnitt 2:
Grundstucksfreiflachen

8 17 Umfang der Grundstucksfreiflachen

Der Umfang der erforderlichen Grundstucksfreiflachen wird durch die in den Baunutzungstafeln
festgesetzten Freiflachenziffern bestimmt, die das Verhdltnis der erforderlichen Grundstiicksfreiflache
zur Baugrundstiicksflache’ darstellen.

8§ 18 Anordnung der Grundstucksfreiflachen, Bauwich

(1) Die erforderlichen Grundstticksfreiflachen sind innerhalb der Hochsttiefe des Baugrundstiicks
anzuordnen.

(2) Soweit nicht zulassigerweise unmittelbar an der Grundstiicksgrenze gebaut wird, ist entlang der
seitlichen und riickwartigen Grundstiicksgrenze eine Grenzfreiflache (Bauwich) zu wahren®,

(3) Die Breite des seitlichen und des riickwartigen Bauwichs ist in den Baunutzungstafeln festgesetzt.
Wenn keine Bauwichbreite festgesetzt ist, findet 8 18 (2) keine Anwendung.

(4) Innerhalb des Bauwichs durfen Bauwerke nicht errichtet oder erweitert werden. Bauteile und
Bauzubehor dirfen nicht in den Bauwich - auch nicht in seinen Luftraum - hineinragen.

Ausnahmen sind zulassig fur:

"vgl. auch § 12 (2)
® Die Vorschriften tiber Bauwerks- und Grenzabstande gem. §§ 25, 26 HBO und Teil I1l Abschn. 4 dieser Satzung bleiben unberiihrt
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a) Grundmauern und Kellerschéachte,

b) vorspringende Bauteile bis 0,30 m, Dachuberstéande bis 0,50 m,

c) Freitreppen zum Erdgeschoss bis zur Hohe von 3 Stufen in einer Breite von 1,50 m,

d) Uberdachungen des Eingangs mit einer Ausladung bis zu 1,50 m,

e) Kleingaragen und Schutzdacher tber Kleineinstellplatzen nach § 13 Abs. 4 Buchst. a) der
Verordnung Uber Garagen und Einstellplatze vom 17. 02. 1939 in der Fassung des Erlasses vom
13. 09. 1944 (Reichsgaragenordnung - RGaO)

(5) Von einer offentlichen Verkehrsflache aus einzusehende Bauwiche sollen weder zu gewerblichen
Zwecken noch als Stand- oder Lagerplatz oder zu Schaustellen verwendet werden.

8§ 19 Begriuinung von Grundstucksfreiflachen

(1) Die Grundstucksfreiflachen sollen auch in den Gewerbegebieten entsprechend § 24 Abs. 4, Satz 1
HBO als Grindflachen angelegt und unterhalten werden.

(2) Die Grinflachen nach § 24 Abs. 4 Satz 1 HBO und § 19 (1) dieser Satzung sind vorwiegend als
Rasen anzulegen.

§ 20 Kinderspielplatze

(1) Kinderspielplétze sind auch in den Gewerbegebieten unter entsprechender Anwendung des § 24 Abs.
4 Satz 2 - 3 HBO herzurichten.

(2) Nach § 24 Abs. 4 Satz 2 HBO und nach § 20 (1) dieser Satzung einzurichtende Kinderspielplétze sind
mindestens mit einem ausreichend grof3en Sandkasten und mit Sitzgelegenheiten auszustatten. Sie
sollen mit schattenspendender Bepflanzung umgeben aber auch ausreichend besonnt sein.

10
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§ 21 Asche- und Mullbehalter

Der Aufstellplatz fir Asche- und Millbehélter ist so anzuordnen, dass die Behalter nicht stérend in
Erscheinung treten.

§ 22 Einstellplatze und Garagen

(1) Der Umfang des erforderlichen Einstellplatzes gem. § 2 Abs. 1 und 2 RGaO. wird nach der
erforderlichen in der anliegenden Tabelle (Anlage 1) festgesetzten Zahl der Einstellstdnde bestimmt.
In Spalte 2 der Tabelle sind die Festsetzungen flr Einstellstdnde nach § 2 Abs. 1 RGaO.
(Eigenbedarf), in Spalte 3 die Festsetzung fiir Einstellstdnde nach § 2 Abs. 1 RGaO. (Eigenbedarf),
in Spalte 3 die Festsetzung flr Einstellstdnde nach § 2 Abs. 2 (Besucherbedarf) enthalten. Ist
anzunehmen, dass der tatsdchliche Bedarf eine gréere Anzahl von Einstellstdndern, als in der
Tabelle festgesetzt, erfordert, so ist ein entsprechend groéRerer Einstellplatz anzulegen.

(2) Wird flr mehrere Betriebe, deren Geschafts- oder Hauptbetriebszeiten sich zeitlich ablosen,
gemeinsamer Einstellplatz geschaffen, so bemisst sich die Zahl der erforderlichen Einstellstande
nach dem héchsten gleichzeitigen Bedarf.

(3) Der nach § 2 RGaO. erforderliche Einstellplatz muss so grof sein, dass er die notwendige Anzahl der
Einstellstande aufnehmen kann und die Einstellstande ohne Uberquerung anderer Einstellstande von
den Kraftfahrzeugen erreicht werden kénnen.

Der Einstellplatz ist verkehrssicher anzulegen und zu befestigen.

(4) Der Einstellplatz fiir Besucherbedarf muss flr jeden Verkehrsteilnehmer vom 6¢ffentlichen
Verkehrsraum aus erkennbar und leicht erreichbar sein.

(5) Bei bestehenden Wohnstétten, Betriebs- und Arbeitsstatten oder &hnlichen baulichen Anlagen kénnen
Einstellplatze nach § 2 Abs. 1 RGaO. fur die vorhandenen Kraftfahrzeuge der Bewohner, des
Betriebes und der Betriebsangehdrigen gefordert werden, wenn auf dem Grundstiick die bendtigte
Flache in geeigneter Lage und Grél3e vorhanden ist.

(6) Die Grundstiicke sind so zu bebauen, dass die Mdglichkeit des spateren Garagenbaues flir den
Eigenbedarf nach § 2 Abs. 1 RGaO. offen bleibt. In den Bauvorlagen ist die Mdglichkeit des spateren
Garagenbaues darzustellen (§ 5 RGaO).

(7) Der Einstellplatz fiir den Besucherverkehr nach § 2 Abs. 2 RGaO. kann auch durch finanzielle
Beteiligung der Verpflichteten an der Herstellung zusatzlicher Parkplétze geschaffen werden, die so
gelegen sein mussen, dass sie von den in Betracht kommenden Besuchern und Benutzern in
Anspruch genommen werden kénnen.

11
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8 23 Sicherung der Kinderspielplatze und der Einstellplatze

Wird die Verpflichtung zur Schaffung von Einstellplatzen oder Garagen oder zur Schaffung von
Kinderspielplatzen nicht auf dem Baugrundstiick, sondern auf einem Grundstiicke in der Nahe erfillt, so
ist die Dauer der Einrichtungen zu sichern.

§ 24 Gemeinschaftsanlagen

Gemeinschaftsanlagen dienen mehreren Baugrundstiicken zur Erflllung gesetzlicher Forderungen. Sind
im Bebauungsplan Gemeinschaftsanlagen ausgewiesen, so kann den gesetzlichen Forderungen nur durch
Schaffung der Gemeinschaftsanlagen nachgekommen werden. Herstellung und Erhaltung der
Gemeinschaftsanlagen sind sicherzustellen.

Abschnitt 3:
Zuganglichkeit der Grundsttcksfreiflachen
und der rickwartigen Gebaude

8 25 Zugang

Grundstlicksfreiflachen hinter Geb&uden mit mehr als 2 Vollgeschossen und riickwartige Gebdude mit
mehr als 1 Vollgeschoss sind mit der StraRe durch einen standig freizuhaltenden Zugang von 1,50 m
lichter Mindestbreite und 2,50 m lichter Mindesthohe zu verbinden (notwendiger Zugang).

8§ 26 Zufahrt

(1) Grundstticksfreiflachen hinter Gebduden mit mehr als 3 Vollgeschossen und rickwartige Geb&dude
mit mehr als 3 VVollgeschossen sind mit der Stral3e mindestens durch eine standig freizuhaltende
verkehrssicher befestigte Zufahrt von 3,00 m lichter Mindestbreite und 3,20 m lichter Mindesthohe
zu verbinden (notwendige Zufahrt).

(2) Anstelle des Zuganges nach § 25 dieser Satzung ist eine Zufahrt nach § 26 Ziff. (1) anzulegen, soweit
der Verbindungsweg zwischen dem weitest entfernt liegenden notwendigen Eingang zu einem
riickwértigen Gebaude und der StraRe mehr als 40 m lang ist.

§ 27 Durchgang und Durchfahrt

12
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Durchgange und Durchfahrten durch Gebaude im Zuge notwendiger Zugange und Zufahrten sind gerade
anzulegen und mit feuerbestandigen Bauteilen zu umgeben. Die Durchgange kdnnen bei Wahrung ihrer
Gradlinigkeit auch Uber Treppen flhren.

Abschnitt 4:
Bauwerks- und Grenzabstande

8§28

Reichen die Mindestabstande nach § 25 Abs. 2 HBO nicht aus, um der Forderung des ,, 25 Abs. 1 HBO
zu geniigen, so ist ein groRerer Bauwerksabstand einzuhalten. Liegt bei Gebduden mit unterschiedlicher
Hohe das hohere Geb&dude sudlich des niedrigeren Gebdudes, so tritt fir die Ermittlung des
erforderlichen Bauwerksabstandes an die Stelle der mittleren Hohe der gegeniiberliegenden Auenwand
die Hohe der hoheren Auenwand.

8§29

Stehen sich Gebdudegruppen im Zeilen- oder Reihenbau mit Gber 12 m langen AuBenwénden und
notwendigen Fenstern zu Aufenthaltsrdumen gegeniiber, so muss abweichend von § 25 Abs. 2 HBO der
Bauwerksabstand das 2 1/2fache der Gebaudehdhe betragen.

Abschnitt 5: Bautiefe, Zulassigkeit rickwartiger Gebaude und Geb&udehdhen

§ 30 Bautiefe

(1) Geb&ude dirfen auf einem Baugrundstiick nur bis zu einer bestimmten, in den Baunutzungstafeln fir
die Bauklassen festgesetzten Tiefe (bebaubare Tiefe) errichtet werden. Soweit in den
Baunutzungstafeln auBerdem vordere Bautiefen festgesetzt sind, diirfen vordere Geb&ude nur bis zu
dieser Tiefe errichtet oder erweitert werden. Satz 2 findet keine Anwendung auf VVordergebdude, fur
die gestattet wurde, ganz hinter die vordere Baufluchtlinie zurlickzutreten.

(2) Die Bautiefen werden von der vorderen Baufluchtlinie aus gemessen.

(3) Ist eine riickwartige Baufluchtlinie festgesetzt, so begrenzt sie die bebaubare Tiefe.
(4) Uberschreitungen der Bautiefe konnen fiir einzelne Bauteile und Bauzubehor bis zu 1,00 m

zugelassen werden, jedoch darf durch sie die Besonnung und Belichtung benachbarter
Aufenthaltsrdume nicht beeintréchtigt werden.

13
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§ 31 Zulassigkeit ruckwartiger Gebaude

Der Umfang der Zulassigkeit riickwartiger Gebdude ist in den Baunutzungstafeln festgesetzt.

8§ 32 Gebaudehohen

Die in den Baunutzungstafeln fur die einzelnen Bauklassen festgesetzten Gebaudehdhen diirfen von den
der StraBe zugekehrten Auflenwanden nicht Gberschritten werden. Ausnahmen kénnen im Rahmen des §
19 Abs. 2 Satz 2 HBO zugelassen werden.

Abschnitt 6:
Fluchtlinie

§ 33 Zuriucktreten hinter die Baufluchtlinie

Es kann gestattet werden, dass vordere Gebdude ganz oder teilweise hinter die vordere Baufluchtlinie
zurucktreten, wenn die mit der Festsetzung der Baufluchtlinien verfolgten Planungsabsichten hierdurch
nicht beeintrachtigt werden, insbesondere wenn die Einheit des StraRenbildes sowie die Einheit der
rickwartigen Grundstiicksfreiflachen im néheren Bereich des Baugrundstiicks nicht gestort werden.

8 34 Vortreten vor die Baufluchtlinie

(1) Es kann unbeschadet 8 23 Abs. 2 Satz 2 HBO gestattet werden, dass die vordere Baufluchtlinie, die
zugleich StraRenfluchtlinie ist oder vor der StraRenfluchtlinie liegt, tiberschritten wird,

a) von Bauteilen, die sich unterhalb der Hohenlage der Straen befinden, bis zu 0,50 m,

b) von einzelnen Bauteilen und Bauzubehor unterhalb einer Hohe von 2,50 m (iber der Hohenlage
der Strale bis zu 0,15 m,

¢) von Fensterfliigeln, Fensterladen, Beleuchtungsanlagen und Anlagen der AulRenwerbung oberhalb
einer Hohe von 2,50 m (iber der Hohenlage der Gehbahn bis zu 1/15 der StralRenbreite, hochstens
jedoch 1,00 m und bis zu 0,70 m hinter der Bordsteinkante,

d) von Sonnenschutzvorrichtungen lber Schaufenstern oberhalb einer Hohe von 2,50 m uber der
Gehbahn bis 3,00 m, héchstens jedoch bis 0,70 m hinter der Bordsteinkante,
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e) von einzelnen Bauteilen und Bauzubehor oberhalb einer Hohe von 2,50 m tiber der Héhenlage der
StraRe bis hochstens 0,40 m bei einem Abstand der Baufluchtlinie bis 12,00 m, fur jedes weitere
Meter Baufluchtlinienabstand 0,10 m mehr, hdchstens jedoch bis zu 1,00 m.

Erker und Austritte dirfen in ihrer Breite 1/3 der Gebaudelange nicht Uberschreiten. Soweit in Satz 1
auf die Hohenlage der Gehbahn Bezug genommen wird, durfen Ausnahmen nach Abs. 1 nicht
gewahrt werden, wenn vor dem Geb&ude eine Gehbahn nicht angelegt ist.

(2) Uberschreitungen der vorderen Baufluchtlinie, die hinter der StraRenfluchtlinie liegt, konnen

zugelassen werden, unterhalb des 1. Obergeschosses bis zu 2,50 m, im Ubrigen bis zu 1,00 m, jedoch
muss ein Abstand von mindestens 3,00 m zur Straenfluchtlinie eingehalten werden.

Erdgeschossige Vorbauten dirfen nicht mehr als 1/3 der Gebaudebreite einnehmen. Die Ausnahmen
sind unter Widerrufsvorbehalt zu erteilen, sofern nicht auch dann eine Ausnahme zugelassen werden
kénnte, wenn die Baufluchtlinie zugleich Straenfluchtlinie ware; dabei ist von der Anlegung einer
Gehbahn entlang der Baufluchtlinie auszugehen, die 0,15 m héher als die Fahrbahngrenze liegt.

(3) Durch Uberschreitungen der vorderen Baufluchtlinie darf die mit der Festsetzung der Baufluchtlinie

beabsichtigte Einheit des Strallenbildes nicht gestdrt und die erforderliche Belichtung und
Besonnung benachbarter Aufenthaltsrdume nicht beeintrachtigt werden. Vor der Baufluchtlinie
vortretende einzelne Bauteile und Bauzubehdr miissen von den seitlichen Nachbargrenzen
mindestens 1,50 m entfernt bleiben, sofern sie die Baufluchtlinie oder die allgemeine Gebéaudeflucht
um mehr als 0,50 m berragen.

(4) Die Rechte des Wegeeigentiimers bleiben unberihrt.

(5) Nebenanlagen sollen nicht vor Hauptgebéauden und nicht in der Baufluchtlinie errichtet werden.

Werden Ausnahmen zugelassen, so bleibt das Hauptgebaude Vordergebaude. Nebenanlagen sind
insbesondere erdgeschossige Bauwerke ohne Aufenthaltsraum.

15



6.61.1

Abschnitt 7:
Einfriedigungen

8§ 35 Allgemeine Anforderungen

(1) Die Einfriedigungen von Grundstticken sind so anzuordnen und herzustellen, dass die 6ffentliche
Sicherheit, insbesondere die Verkehrssicherheit, nicht gefdhrdet wird. Die Verwendung von
Stacheldraht oder anderer gefdhrdender Mittel ist unterhalb einer H6he von 2,00 m uber der StraRe
und innerhalb einer Tiefe von 0,30 m, von der StraRengrenze aus gemessen, unzuléssig. Turen und
Tore in Einfriedigungen ddrfen nicht in den StraRenraum schlagen.

(2) Soweit es die offentliche Sicherheit oder Ordnung gebietet, sind Grundstlicke einzufriedigen. wird ein
Grundstilick so benutzt, dass von ihm Beldstigungen fiir die Verkehrsteilnehmer oder Stérungen fir
die Einheit des StraRenbildes ausgehen, so ist es gegen die StraRe so einzufriedigen, dass die
Belastigungen und Stérungen ausgeschlossen sind.

8 36 Ausgleichung von Hohenunterschieden
zwischen Grundstiicken und Stral3en

Hohenunterschiede zwischen Grundstiick und Strafle sind durch Bdschungen auszugleichen, sofern nicht
eine Stltzmauer erforderlich wird. In diesem Falle ist das tieferliegende Grundstiick durch Schutzgitter
oder Gelander zu sichern.

§ 37 Riickwartige Einfriedigungen

Als Einfriedigungen hinter der vorderen Baufluchtlinie sind Hecken zuldssig. Andere
Einfriedigungsarten kdnnen nur verwendet werden, wenn sie die Einheit und Durchliftbarkeit der
rickwartigen Freiflachen innerhalb eines Baublocks nicht storen, eine Hohe von 1,50 m nicht
Uiberschreiten und nicht als geschlossene Wande ausgebildet werden.

Satz 2 gilt nicht fur gemischte Gebiete und Gewerbegebiete sowie flir Grundstiicke, flr die aus Grinden
der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung eine andere Einfriedigungsart erforderlich ist.
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§ 38 Einfriedigungen im Auf3engebiet

Einfriedigungen im AufRengebiet dirfen nicht als geschlossene Wéande ausgebildet werden und eine Héhe
von 1,60 m nicht tberschreiten, sofern nicht aus Griinden der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung eine
andere Einfriedigungsart erforderlich ist. Werden Ausnahmen nach 8§ 5 Abs. 2 Nr. 4 HBO erteilt, so
findet § 37 dieser Satzung Anwendung.

§ 39 Ausschluss von Einfriedigungen

Einfriedigungen sind nicht zulédssig auf und um Flachen, die im Flachennutzungsplan und Bebauungsplan
als einheitliche Griinflache gekennzeichnet sind.

Teil IV
Baugestaltung

Abschnitt 1:
Allgemeine Anforderungen

§ 40 Gestaltung der Bauwerke

(1) Bauwerke missen in ihrer &uleren Gestaltung sich dem vorhandenen oder beabsichtigten Stralen-,
Platz- oder Landschaftsbild einfigen. Auf vorhandene Baumbesténde ist Riicksicht zu nehmen.
Bauwerke, die im AulRengebiet oder an der Grenze zum AuRengebiet liegen, sind durch
Anpflanzungen in die Landschaft einzugliedern.

(2) Baukdrper, Grundriss-, Dach- und Ansichtsflachen der Bauwerke und ihre Teile sind in sich
aufeinander abzustimmen und missen eine gestalterische Einheit bilden.

§41

Der schutzwirdige Wert der Bau- und Kulturdenkméler darf nicht gemindert werden. Bau- und
Kulturdenkmaler sind insbesondere die in der Anlage Il aufgefuhrten Bauten, StraRen, StraRenteile und
Platze.
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Abschnitt 2:
Gestaltung der Gebaude

8 42 Mal3verhaltnisse

Bei zweigeschossigen freistehenden Gebduden muss das Verhaltnis der Seiten der Grundfldche
mindestens 1 : 1,4, bei dreigeschossigen freistehenden Geb&uden das Verhaltnis der Hohe zu einer der
Grundseiten mindestens 1 : 1,6 betragen. Einem Gebdude im Sinne des Satzes 1 stehen Doppelhduser
sowie im wesentlichen in einer Flucht errichtete Gebdudegruppen gleich.

8§ 43 Sockelhohe

Die Sockelhdhe der Gebéude darf 1,0 m nicht Uberschreiten. Werden Gebéaude an der Straenfluchtlinie
errichtet und weist die Strale ein Gefalle von mehr als 1 : 10 auf, so darf eine mittlere Sockelhthe von
1,0 m nicht Gberschritten werden. Die Sockelhdhe wird gemessen zwischen dem Anschnitt des Gelandes
an die AufRenwand und Oberkante FulRboden des untersten VVollgeschosses.

8§ 44 Ansichtsflachen

Die Ansichtsflachen der Gebaude sind grundsétzlich hell zu halten. Bei Verwendung mehrerer Farben
sind storende Gegensatze zu vermeiden.

8 45 Brandwéande

An Brandwénde ist so anzubauen, dass neue Brandwande nicht entstehen und vorhandene Brandwande
verdeckt werden. Soweit Brandwande nicht durch Bauwerke verdeckt werden, sind sie in Anpassung an
die ubrigen Geb&udeansichten zu gestalten.

8 46 Dacher

(1) Dacher missen sich nach Form, Firstrichtung und Dachneigung sowie in der Art und Farbe der
Dachdeckung und Dachaufbauten der vorhandenen oder geplanten Nachbarbebauung eingliedern.
Nebendacher, Dachaufbauten, Dachfenster, Schornsteine, Antennen und dergleichen dirfen die
Grundformen der Décher nicht stérend beeinflussen.
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(2)Die Dachneigung darf bei ein- und zweigeschossigen Gebauden einen Winkel von 45°, bei mehr als
zweigeschossigen Gebauden einen Winkel von 35° nicht lbersteigen. Dies gilt nicht flir Décher von
Kirchen und Tlrmen sowie fiir Gebaude, durch welche Baullicken geschlossen werden, wenn die
Angleichung an die Nachbarbebauung eine gréfiere Dachneigung erfordert.

(3) Drempel sind bei Gebauden bis zu zwei Vollgeschossen nur bis zu einer Héhe von 0,30 m zulassig,
bei Gebauden mit mehr als zwei Vollgeschossen unzuldssig. Drempel werden in der Flucht der
Aulenwand zwischen deren Schnittpunkten mit der Oberkante der obersten Geschossdecke und der
Dachhaut gemessen.

(4) Die Dachgauben einer Dachflache dirfen zusammen nicht mehr als 1/3 der zugehérigen
Gebdudelange einnehmen. Ihre Hohe darf das Mal? von ¥ der Dachhdhe, gemessen in der
Senkrechten zwischen Hohe der Dachtraufe und dem Dachfirst, nicht Giberschreiten. Bei mehr als
zweigeschossigen Gebauden darf die einzelne Dachgaube nicht langer als 1,50 m sein. Die
Seitenwande von Dachgauben missen von Giebeln und Graten mindestens 1,50 m, von Dachkehlen
mindestens 2,50 m waagerecht in Traufhthe der Gaube gemessen, entfernt bleiben. Die
Ansichtsflache der Dachgaube ist in vollem Umfang als Fensterflache auszubilden. Austritte vor
Dachgauben sowie hinter die Dachkante zurlickgesetzte Auflenwande sind unzuldssig.

Abschnitt 3:
Gestaltung der Vorgarten

8 47 Grundsatz

Vorgarten und ihre Einfriedigungen sollen innerhalb von StraBen- und Platzabschnitten, die eine
Raumeinheit bilden, einheitlich gestaltet werden. Strallenabschnitte bilden in der Regel zwischen zwei
Querstralen eine Raumeinheit.

8§ 48 Bepflanzung

Vorgarten nach 8 24 Abs. 1 HBO sollen als Griinflachen gartnerisch gestaltet werden.

8§ 49 Einschnitte

Die nach 8§ 24 Abs. 3 HBO zul&ssigen Einschnitte sind abzubdschen. Stiitzmauern sind nur bis zu einer
Hohe von 0,80 m zulassig.

19



6.61.1

§ 50 Einfriedigungen

Sofern nicht die 6ffentliche Sicherheit eine andere Einfriedigungsart erfordert, sind als straenseitige
Einfriedigung der VVorgéarten zul&ssig:

a) Hecken bis zu 1,00 m Héhe oder Einfassungen bis zu 0,20 m Hohe,

b) andere Einfriedigungen bis zu 1,00 m Hohe, sofern sie der Eigenart oder der beabsichtigten
Gestaltung des Stral3en- und Ortshildes entsprechen, sich der Gestaltung des Bauwerks anpassen,
Einblick in die Vorgérten gewéhren und durch Form und Farbe nicht strend in Erscheinung
treten.

Die Einfriedigungen sollen in der Regel aus einem massiven Sockel von 0,20 m Hohe und einem oberen
Teil bis zu 0,80 m Hohe bestehen. Die konstruktive und gestalterische Durchbildung muss in den
einzelnen Stadtgebieten einheitlich durchgefiihrt werden.

Fur die seitliche Einfriedigung sind Maschendrahtz&une bis zu 1,00 m Hohe zuldssig.

Abschnitt 4:
Anlagen der AuRenwerbung

§ 51 Grundsatz

Die Anlagen der AufRenwerbung miuissen sich nach Umfang, Anordnung, Werkstoff, Farbe und
Gestaltung den Bauwerken unterordnen und dirfen wesentliche Bauglieder nicht verdecken oder
tiberschneiden. Regellose Haufung von Anlagen der AuBenwerbung, die Verwendung greller Farben,
Verkehrsfarben und (berdimensionale bildliche Darstellungen sind unzuldssig. Die in Anlage IV
genannten Richtlinien sind weitgehend einzuhalten.

§ 52 Unzulassige Anlagen

Anlagen der Auenwerbung sind nicht zulassig:
a) in Form von Blinklicht, Fahnen, Schaubéndern und in sich bewegenden Konstruktionen,
b) als laufende Schriftbander mit wechselnder Schrift und als projiziertes Schriftbild,

¢) in Vorgarten an Einfriedigungen, Briucken, Baumen, Boschungen, Balkonen und ahnlichen
Vorbauten, an Stlitzmauern, an Ufermauern sowie an Tlrmen und Schornsteinen,

d) in der Néhe von Kunst-, Natur- und Kulturdenkmélern, die in Anlage 111 aufgefihrt sind.

Giebelbeschriftungen sind unzuldssig.
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§ 53 Anlagen auf und tGber Dach

Anlagen der Auenwerbung dirfen nicht auf oder tber Dach angebracht werden. Ausnahmen kénnen
zugelassen werden bei Flachdédchern, sofern das Gebaude nicht héher als 14,00 m ist und die umliegende
Bebauung nicht wesentlich tberragt.

8 54 Anordnung der Anlagen am Gebaude

In den Baugebieten gemalR § 2 dieser Satzung sind im Rahmen des § 8 Abs. 4 HBO Anlagen der
AuBenwerbung nur unterhalb der Héhe der Fensterbriistung des ersten Obergeschosses zuléssig; sie
durfen héchstens 0,15 m vor die Gebédudeflucht ragen.

Teil V
Schlussvorschriften

§ 55 Zwangsgeldandrohung

Bei vorsatzlicher oder fahrlassiger Zuwiderhandlung gegen Vorschriften dieser kann eine Geldbul3e von
2,00 bis 600,00 € festgesetzt werden. Das Bundesgesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom
25.03.1952 (BGBI. | S. 177) i.d.F. der Gesetze vom 26.07.1957 (BGBI | S. 861 und BGBI. Il S. 713)
findet Anwendung. Verwaltungsbehdrde im Sinne des 8 73 OWiG ist der Magistrat.

§ 56 In- und AuRerkrafttreten

(1) Diese Bausatzung tritt am Tage nach der Verdffentlichung in Kraft.

(2) Gleichzeitig werden folgende Vorschriften aufgehoben:

7. Ortssatzung (ber die Schaffung von Einstellplatzen oder Garagen in der Stadt
Eschwege vom 15. 12. 1954,

8.  Ortssatzung uber die AuBenwerbung in der Stadt Eschwege vom 19. 08. 1952.
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9. Ortssatzung der Stadt Eschwege vom 10. 04. 1942 (iber besondere Anforderungen fur
die Baugestaltung und zur Erhaltung der baulichen Eigenart.

10. Die Vorschriften der Baupolizeiverordnung fir die Stadte und Landgemeinden des
Regierungsbezirks Kassel vom 10. 01. 1935, welche die Ordnung der Bebauung zum
Inhalt haben, soweit sie nicht bereits durch die Hessische Bauordnung vom 06. 07. 1957
auler Kraft getreten sind.

Eschwege, den 20. Mai 1959

Der Magistrat
gez. Dr. Thom

Veroffentlicht:

Eschwege, den 12. Juni 1959
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Landwirtschaftliches Siedlungsgebiet (LW-Gebiet)

Benutzungsart

Die landwirtschaftlichen Siedlungsgebiete dienen in erster Linie dem Wohnbedurfnis und den
beruflichen Zwecken der in der Landwirtschaft tatigen Bevélkerung.

Zulassig sind
Bauwerke, die nach Art und Zweckbestimmung zu einer dérflichen Siedlung gehdren wie: Wohn- und
Wirtschaftsgebaude (HBO), Stallungen aller Art auch flr gewerbliche Tierzucht.

Unzulassig sind

Bauwerke, Betriebe und Lagerplatze, die eine Gefahrdung oder eine nach der Eigenheit des
Landwirtschaftlichen Siedlungsgebietes unzumutbare Stérung oder Beldstigung der Nachbarschaft oder
der Allgemeinheit zur Folge haben kénnen (HBO).

Zulassigkeit rickwartiger Gebaude:
Riickwaértige Gebaude sind zuldssig; sie dirfen jedoch die zuléssige Hohe der vorderen Gebéaude nicht
Uiberragen.

Anlage I/LW
Bauklasse LW lo Ilo
Mindestflache gm 560 800
Mindesttiefe m 40 40
Mindestbreite m 14 20
Geschosszahl 1 2
Bauweise 0 0
Flachenziffer 0,2 a) 0,3 a)
Baumassenziffer
Hoéchsttiefe m 50 50
Vordere Bautiefe m
Bebaubare Tiefe m
Freiflachenziffer 0,7 0,6
Bauwich, seitl. m 3 3
Bauwich, riickw. m 3 3
Bauwerksabstand 1 1
Grenzabstand 1 1
Zul. Hohe der vorderen Gebaude m 7 7
Zul. Hohe d. rlickwartigen Gebéaude m 4 4
Anmerkung:

a) Die Flachenziffer erhoht sich um 0,05, wenn an einer Grundstiicksgrenze, und um 0,1,
wenn an beiden Grundstlicksgrenzen angebaut werden muss. Um das gleiche Mal
verringert sich jeweils die Freiflachenziffer.
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Reines Wohngebiet (RW-Gebiet)

Benutzungsart

Das reine Wohngebiet dient ausschlieflich dem Wohnbedirfnis der Bevolkerung (HBO).

Zulassig sind

Wohngebéude (HBO),

zur Versorgung des Gebiets erforderliche Verkaufsstellen (HBO),
Kirchen, Kapellen und dergleichen,

Kinderhorte und Kindergarten.

Zugelassen werden kénnen
Gebdude fiir Bildung, Erziehung und Krankenpflege.

Unzulassig sind

Bauwerke, Betriebe, Lagerplatze, die eine Gefahrdung oder eine unzumutbare Stérung oder Belastigung
der Nachbarschaft oder der Allgemeinheit zur Folge haben kdnnen u. a. auch Tankstellen,
Reparaturwerkstatten, Klempnereien, Schlosserwerkstatten, landwirtschaftliche Betriebe oder
Nebenbetriebe und Stallungen (HBO).

Zulassigkeit rickwartiger Gebaude:
Als riickwartige Gebéude sind nur Nebenanlagen zuléssig. Ausnahmen kénnen zugelassen werden fiir in
die Grundstiickstiefe gerichtete Gebdudegruppen (Zeilenbau).

Anlage I/RW
Bauklasse RW lo Ilo Ilg llo g
Mindestflache c) gm 450 500 270 1.050 420
Mindesttiefe m 25 30 30 35 35
Mindestbreite m
Anbau an beiden Grenzen 5b) 5b) 5b) 8 h) 8 b)
Anbau an einer Grenze 9 b) 9 b) 9 12 b) 12
freistehend 18 20 30
Geschosszahl 1 2 2 3 3
Bauweise 0 0 g 0 g
Flachenziffer 0,2 a) 0,2 b) 0,4 0,3 0,3
Baumassenziffer
Hoéchsttiefe m 40 40 40 50 50
Vordere Bautiefe m 10 12 b) 12 12 b) 12
Bebaubare Tiefe m
Freiflachenziffer 0,8 a) 0,8 a) 0,6 0,7 0,7
Bauwich, seitlich m 4 4 4
Bauwich, riickw. m 4 4 4 4 4
Bauwerksabstand 1,25 1,25 1,25 1,25 1,25
Grenzabstand 1,25 1,25 1,25 1,25 1,25
Zul. Hdhe der vord. Gebaude m 4 7 7 10 10
Zul. Hohe der riickw. Gebaude m 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3
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Anmerkung:

a) Die Flachenziffer erhéht sich um 0,1 wenn an einer Grundstiicksgrenze und um 0,2, wenn an beiden
Grundstlicksgrenzen angebaut werden muss. Um das gleiche MaR verringert sich jeweils die
Freiflachenziffer.

b)  Gilt nur fur den planmaRigen Bau von Gebaudegruppen und Doppelhausern.

¢) Gilt nur, wenn kein Bebauungsplan vorliegt.
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Allgemeines Wohngebiet (AW-Gebiet)

Benutzungsart

Die allgemeinen Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnbedurfnis der Bevolkerung (HBO).
Zulassig sind

Zur Versorgung des Gebietes erforderlichen Verkaufsstellen (HBO),
nichtstérende Gewerbetriebe bis zu 200 gm Betriebsflache,

Betriebe des Beherbergungsgewerbes (HBO),

Kirchen und Kapellen,

Jugendheime, Kinderhorte und Kindergarten,

Gebdude fiir Verwaltung, Erziehung, Bildung und Krankenpflege.

Zugelassen werden kénnen

Gebaude fiir Erholung,

nichtssagende Gewerbebetriebe (HBO),

Tankstellen mit nicht mehr als 2 Zapfstellen fiir Personenkraftwagen.

Unzulassig sind

Bauwerke, Betriebe und Lagerplatze, die eine Gefahrdung oder unzumutbare Stérung oder Belastigung

der Nachbarschaft oder der Allgemeinheit zur Folge haben kénnen (HBO) u. a. Reparaturwerkstatten,
Lagerplatze, landwirtschaftliche Betriebe oder Nebenbetriebe und Stallungen

Zulassigkeit riackwartiger Gebaude

Als riickwartige Gebéude sind nur Nebenanlagen zuléssig. Ausnahmen kénnen zugelassen werden fiir in
die Grundstiickstiefe gerichtete Gebdudegruppen (Zeilenbau).

Anlage Il AW
Bauklasse AW lo llo llg Ilo Ig
Mindestflache c) gm 450 500 240 950 420
Mindesttiefe m 25 30 30 35 35
Mindestbreite m
Anbau an beiden Grenzen 5b) 5b) 5b) 8b) 8b)
Anbei an einer Grenze 8h) 8b) 8 11b) 11
freistehend 18 18 - 27 -
Geschosszahl 1 2 2 3 3
Bauweise 0 0 g 0 g
Flachenziffer 0,25a) 0,25a) 0,45 0,35 0,35
Baumassenziffer - - - - -
Hochsttiefe m 40 40 40 45 45
Vordere Bautiefe m - 12b) 12 12 12
Bebaubare Tiefe m - - - - -
Freiflachenziffer 0,75a) 0,75a) 0,55 0,65 0,65
Bauwich, seitlich m 3 3 3 3 3
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Bauwich, riickwarts 3 3 3 3 3
Bauwerisabstand 1,25 1,25 1,25 1,25 1,25
Grenzabstand 1,25 1,25 1,25 1,25 1,25
Zul. Hohe d. Vord. Gebaude 4 7 7 10 10
Zul. Hohe d. rickw. Gebaude 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5

Anmerkung:

6.61.1

a) Die Flachenziffer erhéht sich um 0,1, wenn an einer Grundstiicksgrenze und um 0,2 wenn an beiden

Grundstlicksgrenzen angebaut werden muss. Um das gleiche MaR verringern sich jeweils die

Flachenziffern.

b)  Gilt fir den planméRigen Bau von Gebaudegruppen und Doppelhduser.

¢) Gilt nur wenn kein Bebauungsplan vorliegt.
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Gemischtes Gebiet (MI-Gebiet)

Benutzungsart

Die gemischten Gebiete dienen sowohl dem Wohnbedurfnis der Bevolkerung als auch der Unterbringung
des Gewerbes.

Zulassig sind

Wohngebéaude,

Gebaude fiir Verwaltung, Bildung, Erziehung, Erholung, kérperliche Ertlichtigung, Unterhaltung,
Gesundheits- und Krankenpflege,

Kirchen, Kapellen und dergleichen.

Jugendherbergen, Jugendheime, Kinderhorte, Kindergarten sowie Gewerbebetriebe, die das Wohnen
nicht wesentlich beeintrachtigen (HBO).

Unzulassig sind

Bauwerke, Betriebe und Lager, die eine Gefahrdung oder unzumutbare Stérung oder Beléstigung der
Nachbarschaft oder der Allgemeinheit zur Folge haben kénnen (HBO) u. a. Altwaren- und
Schrottlagerplatze, Schweinemastereien, gewerbliche Tierzucht sowie landwirtschaftliche Betriebe,
Nebenbetriebe und Stallungen*

Zulassigkeit rickwartiger Gebaude:

Als riickwaértige Gebdude sind nur erdgeschossige flachgedeckte Gebaude zuléssig, die nicht
Wohnzwecken zugefiihrt werden dirfen. Ausnahmen kénnen zugelassen werden flr in die
Grundstiickstiefe gerichtete Gebaudegruppen (Zeilenbau)

*AuBer in Gebieten mit dorflichem Einschlag.

Anlage I/MI
Bauklasse Ml lo Ilo Ilg Ilo g
Mindestflache c) gm 540 660 440 1.050 525
Mindesttiefe m 30 30 30 35 35
Mindestbreite m
Anbau an beiden Grenzen | m 8 b) 8 b) 8 b) 8 h) 8 b)
Anbau an einer Grenze [ m 11b) 11b) 11 15 b) 15
freistehend | m 18 22 30
Geschosszahl 1 2 2 3 3
Bauweise 0 0 g 0 g
Flachenziffer 0,2 a) 0,2 a) 0,4 0,25 a) 0,35
Baumassenziffer
Hoéchsttiefe m 50 50 50 50 50
Vordere Bautiefe m 12 12 12 12 12
Bebaubare Tiefe m 25 25 25 25 25
Freiflachenziffer 0,7 0,7 0,5 0,7 0,5
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Bauwich, seitlich m 3 3 4
Bauwich, riickw. m 3 3 3 3 3
Bauwerksabstand 1 1 1 1 1
Grenzabstand 1 1 1 1 1
Zul Hohe der vord. Gebdude |m 4 7 7 10 10
Zul. Hohe der riickw. Gebaude [ m 3 45 45 45 45

Anmerkung:

a) Die Flachenziffer erhéht sich um 0,05, wenn an einer Grundstlicksgrenze und um 0,1, wenn an
beiden Grundstiicksgrenzen angebaut werden muss. Um das gleiche Mal} verringert sich jeweils die
Freiflachenziffer.

b)  Gilt nur fur den planmaRigen Bau von Doppel- und Gruppenhéusern.

¢) Gilt nur, wenn kein Bebauungsplan vorliegt.
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Gewerbegebiet (GW-Gebiet)

Benutzungsart

Die Gewerbegebiete dienen ausschlieflich der Unterbringung des Gewerbes (HB=).

Zulassig sind

Gewerbebetriebe, Lager, Blro- und Verwaltungsgebaude,

Gebaude fiir Erziehung, Erholung und Krankenpflege, sofern sie Einrichtungen der im Gewerbegebiet
ansassigen Betriebe sind (HBO).

Zugelassen werden kénnen
Wohnungen, wenn sie zu im Gewerbegebiet ansédssigen Betrieben gehdren (HBO).

Unzulassig sind
alle Betriebe, Bauwerke und Lager, die eine erhebliche Gefahrdung der Nachbarschaft oder
Allgemeinheit zur Folge haben kénnen.

Zulassigkeit rickwartiger Gebaude:
Rickwaértige Gebaude sind zulassig (HBO).

Anlage /IGW

Baumassenziffer
Bauklasse GW 3 4
Mindestflache gm 300 300
Mindesttiefe m 20 20
Mindestbreite m 15 15
Geschosszahl
Bauweise 0 0
Flachenziffer
Baumassenziffer 3 4
Hochsttiefe m
Vordere Bautiefe m
Bebaubare Tiefe m
Freifldchenziffer 0,5 0,5
Bauwich, seitl. m
Bauwich, riickw. m
Bauwerksabstand 1 1
Grenzabstand 1 1
Zul Hohe der vorderen Gebaude m
Zul. Hohe der riickwartigen Gebdude m

Anlage Il
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Einstellplatze

1

2

3

Gebaudenutzung

1 Einstellstand fur
Eigenbedarf (nach § 2 Abs. 1

1 Einstellstand fur
Besucherbedarf (nach § 2

RGa0) Abs. 2 RGaO)
Wohngebaude
Ein- und Zweifamilienh&user 1Wohnung |-
Mehrfamilienhduser 4 Wohnungen 6 Wohnungen

Blro- und Geschaftsgebaude
Biiro- und Verwaltungsgebaude
Einzel- und Grof3handelsbetriebe
Warenhduser

8 Beschaftigte
8 Beschaftigte
15 Beschaftigte

120 gm Nutzflache
60 gm Nutzflache
90 gm Nutzflache

Betriebe
Handwerksbetriebe
Industriebetriebe
Lagerhauser
Gaststatten

Hotels

8 Beschaftigte

10 Beschaftigte
10 Beschaftigte
10 Beschaftigte
10 Beschaftigte

120 gm Nutzflache
200 gm Nutzflache
200 gm Nutzflache
10 Sitzplatze

4 Betten

Versammlungsbauten
Theater- und Konzertséle
Lichtspielh&user
Versammlungsrdume und -sale

10 Beschaftigte
10 Beschaftigte

15 Sitzplatze
15 Sitzplatze
25 Sitzplatze

Schulen
dazu in Berufsschulen
in Oberschulen

5 Lehrer
20 Tagesschtiler
20 Schiler der Oberstufe

Krankenhauser und Sanatorien

10 Beschaftigte

10 Betten

Sportanlagen
und Ausstellungsraume

nach zu erwartendem
Bedarf
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Anlage 111
Schutzwurdige Bau- und Kulturdenkmaéler, Straf3en, StrafBenteile und Platze sind:

Altstadter Kirche, Neustadter Kirche, das Schloss, Schlossgartentiirmchen, Nikolaiturm,
Cyriakusturm, Diinzebacher-Tor-Turm, Kapelle des Hospitals St. Elisabeth, Kapelle des
Altersheimes, das Hochzeitshaus, das alte Rathaus.

An den nachstehend aufgefuihrten Hausern und in ihrem unmittelbaren Bereich sind Webeeinrichtungen
nur zulassig, wenn sie sich nach Form, Farbe und Ausfiihrung der besonderen Eigenart dieser Hauser
anpassen, wobei der geschiitzte Bereich so weit geht, wie Werbeeinrichtungen geeignet sind, die Eigenart
der geschitzten Hauser zu beeintrachtigen. Die geschitzten Gebéude sind:

Marktplatz Nr. 1 bis 32

Marktstrale Nr. 14, 34, 39 (Fleischschirne), 42,
Obermarkt Nr. 1 (Clermont), 10 12, 16,

Stad Nr. 11 bis 13, 17, 44 (Raiffeisenhaus),
Briickenstralle Nr. 22, 24, 26, 27, 28, 29, 30, 31,
Bremer StraRe Nr. 1, 3, 5, 11,

Mangelgasse Nr. 10, 22,

Schildgasse Nr. 6 und 10,

Berggasse Nr. 2,

Enge Gasse Nr. 12, 14, 16, 18,

Am Brauhaus Nr. 10, 12,

Wendische Mark Nr. 9, 11,

Alter Steinweg Nr. 2, 6, 8, 18, 20, 26, 30, 32, 34, 36, 45, 47,
Neustadt Nr. 60, 88,

Griiner Weg Nr. 2,

Netergasse Nr. 19,

Brihl Nr. 4, 6, 41, 42.

32



6.61.1

Anlage IV

a) Warenautomaten und Schaukéasten
7.  Warenautomaten sollen in der Regel die StraBenfluchtlinie nicht tberschreiten und nur
in Eingangen, Nischen und dgl. zugelassen werden. Lasst sich ein Uberschreiten der
Strallenfluchtlinie nicht vermeiden, missen sie an Eckgebauden einen Abstand von
mindestens 2,0 m von der Ecke einhalten.
8. Fur den AuBenanstrich von Warenautomaten und Schaukasten durfen keine grellen
Farben verwendet werden.

i. Attrappen
Werbeattrappen aller Art sollen auBerhalb der Baufluchtlinie nicht angebracht oder aufgestellt
werden.

ii. Anpreistafeln und Anpreiswaren

1. An einer Verkaufsstelle sollen hochstens 2 Tafeln, die durch
wechselnde Beschriftung dem Anpreisen leicht verderblicher Waren
dienen, angebracht oder aufgestellt werden.

2. Anpreisungen dirfen auf3erhalb der Verkaufsplatze nur ausgehangt oder
aufgestellt werden, soweit dadurch das Gebaude oder StraRenbild nicht
beeintrachtigt wird. Das gilt auch fiir das Aushangen von Zeitungen und
Zeitschriften.

a. Werbung auf Fensterscheiben

i. Fenster, die auf Grund einer Baugenehmigung nicht fiir Warenausstellung oder Werbung bestimmt
sind, dirfen nicht fir Werbezwecke zugelassen werden.

ii. Das Grundieren der Glasflachen mit grellen Farben ist nicht statthaft.

1. Tankstellenwerbung

a.  Auf einem Tankstellengrundstiick soll fur jede Treibstofffirma nur je eine Markenwerbung
angebracht werden; diese Werbungen dirfen zusammen nicht zu einer Haufung oder einer
Stérung des StraRen- oder Landschaftsbildes fihren.

b. In den Markenfarben der Treibstofffirmen sollen lediglich die Zapfsaulen, nicht aber die
sonstigen baulichen Anlagen oder Teile derselben erscheinen.

c.  Werbeattrappen und bewegliche Werbeschilder sollen nicht verwendet werden.

d. Die Flache einer Werbestandarte soll 1,50 gm nicht Gberschreiten. Auf 6ffentlichen Verkehrs-
oder Grunflachen durfen sie nicht zugelassen werden.

e.  Auf Sonderleistungen (Wagenwasche, Abschmierdienst usw.) soll insgesamt nur durch ein
Schild hingewiesen werden.

i. Programmwerbung fir Kinos und Theater
b)  Schrift- und Bildwerbung fur Filme und Theatervorfihrungen dirfen nur auf den hierfir
besonders bestimmten Flachen angebracht werden.
c) Als Werbeflachen sind auch Schaukésten anzusehen.

7. Spannbéander
Spannbander sollen nur bei bedeutungsvollen Anlassen gestattet werden.

8. Plakatwerbung

Plakate jeder Art durfen nur an genehmigten ¢ffentlichen Anschlagflachen oder an den Flachen, die
aus besonderen Anlassen genehmigt sind, angebracht werden.

33



34

6.61.1



	Teil I: �Allgemeines
	Abschnitt 1: �Bauleitpläne
	§ 1 Flächennutzungsplan (§ 3 AG)
	§ 2 Baugebietsplan (§ 5 AG)
	§ 3 Generalbebauungsplan (§ 4 AG)
	§ 4 Bebauungsplan
	§ 5 Baunutzungstafeln


	Teil II: �Bebaubarkeit, Benutzungsart und bauliche Ausnutzbarkeit der Grundstücke
	Abschnitt 1: �Bebaubarkeit
	§ 6 Zugänglichkeit der Grundstücke
	§ 7 Mindestgrößen
	§ 8 Öffentliche Gebäude und Anlagen
	§ 9 Weitergehende Beschränkungen der Bebaubarkeit im Außengebiet

	Abschnitt 2:�Benutzungsart und Ausnutzbarkeit (Bauklassen und Höchsttiefe)
	§ 10 Benutzungsart
	§ 11 Bauklassen
	§ 12 Höchsttiefe


	Teil III
	Lage, Stellung und Höhe der Bauwerke, Freiflächen,� Einfriedigungen
	Abschnitt 1: �Bauweise
	§ 13 Ausweisung im Baugebietsplan
	§ 14 Geschlossene Bauweise
	§ 15 Offene Bauweise
	§ 16 Bauweise für rückwärtige Gebäude

	Abschnitt 2: �Grundstücksfreiflächen
	§ 17 Umfang der Grundstücksfreiflächen
	§ 18 Anordnung der Grundstücksfreiflächen, Bauwich
	§ 19 Begrünung von Grundstücksfreiflächen
	§ 20 Kinderspielplätze
	§ 21 Asche- und Müllbehälter
	§ 22 Einstellplätze und Garagen
	§ 23 Sicherung der Kinderspielplätze und der Einstellplätze
	§ 24 Gemeinschaftsanlagen

	Abschnitt 3: �Zugänglichkeit der Grundstücksfreiflächen �und der rückwärtigen Gebäude
	§ 25 Zugang
	§ 26 Zufahrt
	§ 27 Durchgang und Durchfahrt

	Abschnitt 4: �Bauwerks- und Grenzabstände
	§ 28
	§ 29
	§ 30 Bautiefe
	§ 31 Zulässigkeit rückwärtiger Gebäude
	§ 32 Gebäudehöhen

	Abschnitt 6:�Fluchtlinie
	§ 33 Zurücktreten hinter die Baufluchtlinie
	§ 34 Vortreten vor die Baufluchtlinie

	Abschnitt 7: �Einfriedigungen
	§ 35 Allgemeine Anforderungen
	§ 36 Ausgleichung von Höhenunterschieden �zwischen Grundstücken und Straßen
	§ 37 Rückwärtige Einfriedigungen
	§ 38 Einfriedigungen im Außengebiet
	§ 39 Ausschluss von Einfriedigungen


	Teil IV �Baugestaltung
	Abschnitt 1: �Allgemeine Anforderungen
	§ 40 Gestaltung der Bauwerke
	§ 41

	Abschnitt 2: �Gestaltung der Gebäude
	§ 42 Maßverhältnisse
	§ 43 Sockelhöhe
	§ 44 Ansichtsflächen
	§ 45 Brandwände
	§ 46 Dächer

	Abschnitt 3: �Gestaltung der Vorgärten
	§ 47 Grundsatz
	§ 48 Bepflanzung
	§ 49 Einschnitte
	§ 50 Einfriedigungen

	Abschnitt 4: �Anlagen der Außenwerbung
	§ 51 Grundsatz
	§ 52 Unzulässige Anlagen
	§ 53 Anlagen auf und über Dach
	§ 54 Anordnung der Anlagen am Gebäude


	Teil V �Schlussvorschriften
	
	§ 55 Zwangsgeldandrohung
	§ 56 In- und Außerkrafttreten



